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. Deutſcher Reichstag. 
9 31. Sitzung vom 6. April. 

Präſident v. Goßler eröffnet die Sitzung 
um 1210 Uhr. 

Am Tiſche des Bundesrathes: Staatsſekretäre 
Dr. v. Schelling, von Bötticher, Scholz, Bevoll⸗ 
mächtigte Graf Aylander, Kaſtner, Dr. v. Mayr 
und einige Kommiſſare. 

Tagesordnung: 

Nachdem zunächſt einige Petitions-Angelegen⸗ 
heiten erledigt worden waren, ſetzte derſelbe die 
erſte Berathung des Geſetzes betreffend die Beſtra⸗ 

fung der Trunkenheit fort. 

Abg. Reichenſperger (Olpe) tritt zu- 
nächſt der auffallend frivolen Weiſe entgegen, in 
der geſtern der Abg. Traeger es verſucht habe, die 
Trunkenheit in Schutz zu nehmen. Vom juriſti⸗ 
ſchen Standpunkt rechtfertige ſich dieſes Geſetz voll⸗ 
ſtändig. Auch gegen Wirthe, die häufig die Truu⸗ 
kenheit ihrer Gäſte verſchulden, ſei eine Strafbe⸗ 
ſtimmung zu erlaſſen, und dieſe vermiſſe er in die⸗ 

K ſem Geſetze. In Oeſterreich habe man ſolche 
Strafbeſtimmung und habe dort das Trunkenheits⸗ 
gejeb mehr noch als das Wuchergeſetz zur Hei- 


lung der ſozialen Schäden beigetragen. (Lebhafter 
Beifall.) 
Abg. Witte (Schweidnitz) beneidet ebenfalls 
75 den Abg. Traeger nicht um die frivole Art, 
a wie er dieſe Frage aufgefaßt habe, die wohl etwas 


mehr Ernſt und Würde in ihrer Behandlung ver- 


diene. Er halte allerdings für wünſchenswerth, 
Bas: die Trunkenheit, die in erſchrecklichem Maße zuge- 
— nommen habe und vorhanden ſei, unter gewiſſen 
Ks Bedingungen unter Strafe zu ftellen. Wenn auch 


auf re Gebieten, böhere Beſteuerung des 
Branntweins, Erklärung der Uneinklagbarkeit der 
= Trinkſchulden ꝛc., dieſem Laſter entgegengetreten 
werden könne, jo wolle er doch prinzipiell ſich ge- 
gen ſtraſrechtliche Beſtimmungen nicht erklären, doch 
finde er, daß die Beſtimmungen der Vorlage theils 
5 zu unbeſtimmt, theils ſelbſt irrationell ſeien. Der 
Fall, daß ſich Jemand, um eine ſtrafbare Hand- 
lung ſtraffrei begehen zu können, durch Trunken⸗ 
keit in Bewußtloſigkeit verſetze, ſei nicht vorgekom⸗ 
men und könne nach dem Urtheile zahlreicher Ju— 
riften nicht vorkommen. Auch habe niemals ein 
Gericht außer einem einzigen Falle während ſeiner 
30jährigen Thätigkeit den $ 51 des Strafgeſetzes 
jo ausgelegt, daß derſelbe gaͤnzliche Abweſenheit des 
Bewußtſeins verlange. Eine Straſverſchärfung 
durch Entziehung der Koſt halte er im Allgemeinen 
für wünſcheuswerth, da das Gefängniß für viele 
Perſonen ſeine Schrecken verloren habe, doch halte 
er dafür, ſolche Beſtimmungen dem Strafausfüh⸗ 
rungegeſetz oder reglementariſchen Beſtinmungen zu 
0 überlaſſen. Am beſten würde ſich bei gewohnheits⸗ 
E mäßigen Trunkenbolden die Ueberweiſung an Kor- 
rektions-Anſtalten erweiſen, da vor dieſen die Ha⸗ 
bitues der Gefängniſſe noch die meiſte Furcht 
hätten. 

Staatsſekretär Dr. v. Schelling: Die 
Vorwürfe, die die Abgg. v. Schwarze und Witte 
gegen die Unklarheit des § 2 erhoben, fielen wohl 
weg, da beide Herren den Inhalt des Paragraphen 
f ſehr gut verſtanden und ein klares Bild des In- 
3 haltes dargelegt hätten. Eine Differenz beſtehe 
nur über den Grad des Strafmaßes, nun habe 
man aber von einer orbiträren Strafe abgeſehen 
und die Höhe der Strafe in Betracht gezogen, die 
den Uebelthäter im nüchternen Zuſtande getroffen 
hätte. Ueber die Skala der Strafausmeſſung 
werde man ſich ſehr leicht einigen, dieſe Frage ſei 
für ihn untergeordneter Natur. Nun ſollten nach 
N den Abgg. Trager und Witte außer den in den 
! Motiven enthaltenen Fällen ſolche nicht vorge- 
— kommen ſein, die die Vorlage rechtfertigen; das 
ſei falſch. Redner verlieſt eine Anzahl von Ur- 
theilen und Rechtsgutachten, welche dieſe An- 
gabe ‚beftätigen. 5 2 rechtfertige ſich ſchon dadurch, 
- daß nach der jetzigen Geſetzgebung Jemand ftraf- 
i frei bleiben könne, der ſich abſichtlich in Trunken⸗ 

heit verſetzt habe. 
1 Frhr. v. Maltzahn-Gültz: Jch 
. ſpreche zunächſt meine Freude aus, daß die De- 
batte heute einen anderen Ton angenommen, als 
mit dem fie geſtern geſchloſſen. Mag auch dem 
* Einzelnen eine Vorlage nicht genehm fein, jo dür- 
fen wir fie nicht mit Hehn und Spott (Wider- 
ſpruch und lebhafte Zuſtimmung) behandeln, ſon⸗ 
dern wir haben als ernſte Männer uns hier mit 
unſten Dingen ernſthaft zu beſchäftigen, das find 
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wir unſeren Wählern ſchuldig. (Sehr gut.) Wer 
wie ich häufig geſehen hat, welche Zerrüttung der 
Trunk in die Familie trägt, ich habe hauptſächlich 
den Familienvater im Auge, wie die Frau und 
Kinder zu Hauſe hungernd verkümmern und ver⸗ 
wildern, und wie der Trunkenbold endlich am Strick 
oder im Waſſer ſein Ende findet. (Heiterkeit 
links, Ruf in der Fortſchrittspartei: Huh! Huhl) 
Ich glaube dieſe Heiterkeit aus den Reihen der 
Fortſchrittspartei ausdrücklich konſtatiren zu ſollen, 
da wir ja in Kurzem vor unſeren Wählern ſtehen 
werden und es dann von Werth fein dürfte, Die- 
ſen ſagen zu können, wie die Fortſchrittspartei 
ſolche ernſthaften traurigen Dinge hier mit Heiter- 
keit begleitet. M. H., die aus allen Theilen des 
Landes kommenden Wünſche, aus allen Kreiſen, 
die durch ihren Beruf Gelegenheit haben, mit der 
Maſſe der Bevölkerung in Berührung zu kommen, 
die Anträge der Synoden, der Gefängnißvereine, 
alle dieſe faſſen die beſtehende Geſetzgebung als 
nicht genügend auf, um dem Laſter des Trin- 
kens eine (Frenze zu ſetzen. Dieſe Wünſche hat 
nun die Regierung als berechtigt anerkannt und 
hat uns deshalb dieſe Vorlage gemacht. Außer den 
Spezialbeſtimmungen für Militär und Marine han- 
delt eigentlich nur der $ 351 des Strafgeſetzbuches 
vom Trunke; derſelbe ſagt, daß der, welcher ſich 
derartig dem Spiel oder dem Trunk ergebe, daß 
er unfähig werde, für ſich und feine Familie zu 
ſorgen, ſolle in einem Arbeitshauſe untergebracht 
werden. Dieſe Beſtimmung iſt viel milder, als 
die frühere preußiſche, welche ſchon denjenigen in⸗ 
ternien will, der dieſe Verſorgung unterläßt. Letz⸗ 
tere ſtrengere Beſtimmung würde meines Erachtens 
wieder herſtellellen ſein, und wie ich glaube, iſt 
von den Verwaltungsbehörden vielfach darauf an- 
getragen. Wenn nun die Nothwendigkeit einer 
Aenderung der Geſetzgebung anerkannt wird, ſo 
könnte es verſchiedene Wege des Vorgehens geben. 
Man könne ein Ausnahmegeſez gegen die Trun⸗ 
kenheit machen, man könnte durch eine Novelle die 
Strafgeſetzgebung ändern, man könnte durch eine 
Abänderung unſerer Steuergeſetzgebung Abhülſe 
ſuchen, indem man den Branntwein einer ſehr viel 
höheren Steuer unterwirft. Von dieſen Wegen 
hat die Regierung den erſteren gewählt, und wenn 
wir ein Bedürfniß anerkennen, daß etwas geſchehen 
muß, jo haben wir in der Kommiſſion ernſthaft zu 
prüfen, ob wir eine Faſſung finden, die, gerecht 
fertigten Bedenken Rechnung tragend, das Ziel er- 
reicht. Bisher ſcheint mir in der Diskuſſton der 
§ 6 von den Vorrednern etwas ſtiefmütterlich be⸗ 
handelt zu ſein; dieſen halte ich gerade für be- 
ſonders wichtig, da er eine Beſtimmung der Mi- 
litärgeſetze auf analoge Fälle übertragen will. Ich 
halte es für gerechtfertigt, daß derjenige, der in 
Folge ſeines Amtes oder ſeiner Stellung erhöhte 
Pflichten gegen die Oeffentlichleit übernehmen muß, 
daß dieſer, wenn er ſich bei Ausübung ſeiner 
Pflicht dem Trunke hingiebt, ſchärfer beſtraft wer⸗ 
den muß. Hierauf legt Redner den Standpunkt 
der Konſervativen zu den einzelnen Paragraphen 
des Geſetzes dar und erklärt ſich ebenfalls für die 
Kommiſſions⸗Berathung. 

Nachdem noch Abg. Dr. Virchow geſpro⸗ 
chen und u. A. für Aſyle für Trunkenbolde plai- 
dirt hat, erfolgt noch eine Aeußerung vom Bun- 
desrathstiſch. 

Dann wird der Schluß beantragt und ange 
nommen. 

Abg. Haſenclever ſtellt den Antrag auf 
Feſtſtellung der Beſchlußfähigkeit des Hauſes. 

Es erfolgt der Namensaufruf, welcher die An⸗ 
weſenheit von nur 147 Mitgliedern ergiebt. Das 
Haus iſt ſomit nicht beſchlußfähig. 

Der Präſident ſetzt darauf die nächſte Sitzung 
auf Dienſtag, den 26. April, 1 Uhr feſt. 

Tagesordnung: Interpellation wegen Korrek- 
tion des Rheinſtromes; Geſetz wegen Deffentlich- 
keit der Verhandlungen des Landee-Ausſchuſſes von 
Elſaß-Lothringen; Geſetz wegen Beſteuerung der 
Dienſtwohnungen der Reichsbeamten und Geſetz 
wegen Beſteuerung der zum Militärdienſt nicht her⸗ 
angezogenen Perſonen. 

Schluß 4 Uhr. 


Deutſchland. 


Berlin, 6. April. Die letzte parlamenta- 
riſche Soirée am Montag bei dem Fürſten Reichs- 
kanzler war nur wenig beſucht; es find bereite 
viele Abgeordnete in die Ferien gereiſt; auch fand 


Donnerſtag, den 7. April 1881. 


gleichzeitig bei dem Fürſten Pleß eine größere Feſt⸗ 
lichkeit fat. Die Präſidenten des Reichstages 
waren gegenwärtig; von den Miniſtern die Herren 
v. Stoſch und Friedberg. Das Centrum war wie⸗ 
derum durch feine hervorragendſten Mitglieder ver- 
treten, doch kam es diesmal nicht zu einem ſo in⸗ 
timen Verkehr, wie in der vorhergehenden Soirce. 
Fürſt Bismarck wandte feine Aufmerkſamkeit na⸗ 
mentlich den liberalen Mitgliedern aus dem Sü⸗ 
den zu, mit denen er ſich eingehend unterhielt. 
Auch der Ausgang der nächſten Wahlen kam zur 
Sprache: man einigte ſich in der philoſophiſchen 
Betrachtung, daß man nichts darüber wiſſen könne. 
Zu einer politiſchen Unterhaltung im größeren Stile 
kam es nicht. Von ſonſtigen Perſönlichkeiten zogen 
namentlich ein junger Graf Batthyani und der 
Herzog von Arenberg im auswärtigen Amt die 
Aufmerkſamkeit auf ſich. Fürſt Bismarck bemerkte, 
daß er ſich dieſen Tag ausdrücklich ausgeſucht habe, 
um noch zahlreichen Beſuch abwarten zu können, 
derſelbe jel aber troßdem ausgeblieben. 

— Es iſt aufgefallen, daß die fortſchrittlichen 
Abgeordneten Eugen Richter (Hagen), Dr. Virchow 
und Wöllmer bei der am Montag ſtattgehaͤbten 
Abſtimmung über den Windthorſt'ſchen Antrag ſich 
gegen denſelben erklärten und es hat dies in eini⸗ 
gen Kreiſen um ſo mehr von ſich reden gemacht, 
als der fortſchrittliche Abg. Eugen Richter bekannt⸗ 
lich zu den Antragſtellern gehörte. Wenn man die 
der Abſtimmung vorausgehende, etwas verworrene 
Rede des Abg. Dr. Hänel mit dem Verhalten der 
diei genannten Abgeordneten feiner politiſchen Par⸗ 
tei vergleicht, jo dürfte man zu der richtigen Schluß⸗ 
folgerung gelangen, daß die Fortſchrittspartei über 
haupt dem erwähnten Antrage von Anfang an 
abgeneigt war und leriglich aus politiſchen Grün⸗ 
den ſich ſpäter an demſelben betheiligte. Um Miß⸗ 
verſtändniſſen vorzubeugen — ſo erklärte der jü- 
zialdemokratiſche Abg. Kayſer Namens ſeiner Par- 
teigenoſſen — enthielten ſich die Sozialdemokraten 
der Abſtimmung. Es wird gut ſein, um Mißver⸗ 
ſtändniſſe zu verhüten, nochmals zu konſtatiten, 
daß die Führer des Berliner Fortſchrittsrings, die 
Abgg. Eugen Richter und Dr. Virchow gegen den 
Antrag, welcher ſich mit der beſonderen Beſtrafung 
des Zürſtenmordes beſchäftigt, geſtimmt haben. 


Provinzielles. 

Ste tin, 7. April. Die geſtrige erſte Ver⸗ 
ſammlung der hieſigen Antiſemiten im „Deutſchen 
Garten“ war ſehr zahlreich beſucht. Während der 
Anfang der Verſammlung auf 8 Uhr feſtgeſetzt 
war, wurde der Zugang zu dem Saale, in wel: 
chem ſich um dieſe Zeit etwa 400 — 500 Perſonen 
befinden mochten, ſchon etwa 10 Minuten früher 
geſperrt und mußten die ſpäter Kommenden in 
dem Garten bleiben oder unverrichteter Sache nach 
Hauſe gehen. Die eigentliche Zahl der Beſucher 
läßt ſich daher ſchwer abſchätzen; nach den uns 
zugegangenen zuverläſſigſten Mittheilungen ſollen 
indeſſen die draußen Gebliebenen etwa noch zwei⸗ 
bis dreifach ſo zahlreich geweſen ſein, wonach alſo 
im Ganzen etwa 1500 —2000 Perſonen, dar- 
unter ſelbſtredend viele blos Neugierige, der Ein- 
ladung, Dr. Henrici über die Judenfrage 
ſprechen zu hören, Folge geleiftet haben mögen. 
Das anfänglich geforderte Entree wurde übrigens 
nach einer Mittheilung des Vorſitzenden des Ko- 
mitee's, Herrn Zahntechniker Scheffler, ſpäter 
aufgehoben, um der ganzen Sache keinen „ge- 
werbsmäßigen“ Anſtrich zu geben; doch verzichteten 
die in dem Saale befindlichen Perſonen auf die 
Rückgabe deſſelben und wurde anheimgeſtellt, das- 
ſelbe, nach Abzug der Koſten, zu irgend einem 
wohlthättgen Zwecke zu verwenden. Nach dieſer 
Einleitung wurde denn der Dr. Henriei von eini- 
gen Mitgliedern der Verſammlung in den Saal 
geführt. Derſelbe bat zunächſt alle Anweſenden, 
getreu der Verfaſſung, welche jedem Preußen das 
Recht, ſeine Meinung frei äußern zu dürfen, ge⸗ 
währleiſte, auch ihn ungehindert ſprechen zu laſſen; 
es würde auch den anders Meinenden ſpäter in 
der Diskuſſion geſtattet ſein, ihre entgegengeſetzte 
Meinung ebenſo frei äußern zu dürfen. Nach die⸗ 
ſen Worten begann denn Dr. Henrict ſofort ſeinen 
eigentlichen Vortrag, ohne daß aber — was wir 
als einen Verſtoß gegen die parlamentariſche Sitte 
bezeichnen müſſen — ein beſonderer Vorſitzender 
und ein Bureau gewählt worden wäre; viel- 
mehr uſurpirte Herr Dr. Henrici das er- 
ſtere Amt ohne Weiteres ſelbſt. Es gelang ihm 
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freilich mit Hülfe einer wahrhaft koloſſalen Glocke 


(ſchon mehr Kuhglocke, meinte einer unſerer Nach⸗ 


barn) die Ordnung, wenn auch nur mühſam, auf⸗ 


recht zu erhalten; es fehlte dafür aber auch an 


jedem Programm, welches einerſeits die theilweiſe 
etwas ſehr gewagten, ja geradezu unwahren Aeu⸗ 
ßerungen des Dr. Henrici über hieſige Verhältniſſe 
gehörig zurückwies — wie z. B., daß auch die 
ganze Stettiner Preſſe nur eine jüdiſche ſei und 


dergleichen Verleumdungen über hieſige thatſächliche 


Verhältniſſe, die dem Dr. Heurici abſolut unbekannt 
ſind, und über die ein Urtheil anzumaßen er ſich 
daher in keinem Falle erlauben ſollte. Dieſe Art, 
von Berlinerthum, die ſich herausnimmt, über 
Dinge zu ſprechen und herzuziehen, von denen fie. 
abſolut nichts verſteht, iſt hier in Stettin durchaus 
nicht angebracht, und uns in gleicher Weiſe ver⸗ 
haßt, mag eine ſolche Berliner Anmaßung ſich bei, 
einem Juden oder Chriſten, bei Eugen Richter oder 
Dr. Henrici finden. 


Was nun den eigentlichen Kern der Rede 
ſelbſt anlangt, jo bot dieſelbe für alle die wenig⸗ 
ſtens, welche mehr auf den Inhalt als auf einzelne 
Schlagworte ſehen, um das gleich hier vorweg zu 
nehmen, zunächſt die eine große Ueberraſchung, daß 
dieſelbe ſich weit mehr gegen die Fort- 
ſchrittspartei, wie gegen die Juden als 
ſolche richtete, und daß die Schläge, die der Red⸗ 
ner austheilte — derſelbe ſtellte die Verbindung 
zwiſchen der Judenfrage und Fortſchrittspartei da⸗ 
durch wieder her, daß er in ſolchen Fällen immer 
von einer „verjudeten Fortſchrittspartei“ ſprach — 
zwar vielfach die Juden trafen, aber doch eigent⸗ 
lich auf die Fortſchrittspartet gemünzt waren; da 


knaben für die letztern dienen mußten. Er ſagte etwa: 


Wer viel auf den großen Verkehrscentreu ſich bewege, 
werde bald jehen, daß dort zwei Züge ſich kreuzten; 
Ein Zug der Auswanderung, welcher gerade un⸗ 
ſern produktivſten Stand, die Landbebauer um⸗ 
faſſe, die trotz der angeſtrengteſten Arbeit in Deutſch⸗ 
land nicht mehr fortkommen könnten und nach 
Amerika gingen; und ein Zug der Einwanderung, 
der von Rußland und Polen uns neue Zufümm- 


linge zuführe, die aber, weit entfernt, den produk⸗ 1 


tiven Ständen, anzugehören, dieſe vielmehr ledig⸗ 
lich zum Gegenſtande ihrer Ausbeutung zu machen 
ſuchten. Dieſe Thatſache der Auswanderung un 
zufriedener produktiver Stände aus dem Lande und 
des Einzuges der anderen nicht produktiven — 
größtentheils jüdiſcher Schnorrer — beweiſe, daß 
es in Deutſchland wirklich eine Judenfrage gebe. 
Die Indenfrage ſei daher nicht von ihm oder ein⸗ 
zelnen Anderen nur ſo auf das Tapet gebracht, 
ſondern fie ergebe ſich aus dem Mißverhältniſſe der 
Abnahme der arbeitenden, produktiven Elemente 
und der Zunahme der nur diſtributiven oder aus⸗ 
beutenden Elemente von ſelbſt. Redner verwahre 


ſich daher ausdrücklich gegen den Vorwurf der Ju⸗ 


denhetze. Er wolle keine Hetze, ſondern nur die⸗ 
ſem bisherigen Mißverhältniſſe entgegentreten, mit 
anderen Worten, eine Nothwehr der produktiven 
Stände gegen die jetzige Ausbeutung derſelben. 
Es ſei aber unmöglich, dabei eine Berührung der 
Judenfrage zu vermeiden. Er finde den Haupt- 
grund des jetzigen Uebels theils in der falſchen 
Geſetzgebung, für welche namentlich die Fortſchritte 
partei verantwortlich zu machen ſei, theils in den 
gemeinſchädlichen Ufancen, die ſich jetzt unter dem 
Einfluſſe dieſer Geſetze und auch der in den 
Handelsſtande ja beſonders zahlreichen Anhänger 
der Fortſchrittspartei, der Juden eingeſchlichen hätte. 
Was zunächſt das Erſte anlange, ſo müſſe er die 


Fortſchrittspartei auf das Allerſchärfſte angreifen. 


(Bravo und Widerſpruch.) Die Fortſchrittspartei 
fe ſei es geweſen, welche zuerſt das Mau- 
cheſterthum nach Deutſchland verpflanzt habe, d. 
h. die Lehre, die Kraft des Arbeiters müße 
jo viel als irgend möglich ausgebreitet werden. 
Die Fortſchrittspartei entſchuldege ſich zwar, daß 
dies hauptſüchlich im Intereſſe der Konſumenten 
alſo des ganzen Volkes, geſchehe, um dieſem aue 
Artikel zu möͤglichſt billigen Preiſen zu liefern. 
Aber das ſei nicht wahr, man frage in der Praxis 
herzlich wenig nach dem Volke, aber ſehr viel nach 
dem Verdienſte (Heiterkat und Beifall), und es 
komme der Fortſchrittspartei durchaus nicht darauf 


an, nachdem fie die Kraft aus den Arbeitern aus 


gepreßt habe, wie den Saft aus der Citrone, dieſe 
völlig ihrem Schickſale zu überlaſſen. Die Fort 
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habe zuerſt den Arbeiterſtand geſchädigt, 
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ſchrittspartei ſei ja immer für Selbſthülfe, alſo[ Eiſenbahnen, ſtaatliche Magazine, boch angebrachte Parterrefenſter, drückten ein mit 


müſſe nach dieſem Prinzip dann auch der ausge- 
preßte Arbeiter ſehen, wie er ſich ſelbſt helfe, die 
Fortſchrittspartei rühre ſicherlich keinen Finger für 
ihn. Nicht beſſer habe es die Fortſchrittspartei mit 
dem Handwerkerſtande gemacht. Es ſei 
wahr, ſie habe die Gewerbefreiheit gegeben; aber 
was fie damit erreicht? Die Sache, das Hand- 
werk ſelbſt, habe man frei gemacht; den Hand- 
werker aber, der etwas gelernt hat, jetzt aber zu 
denſelben Preiſen arbeiten muß, wie jeder Pfuſcher, 
ja ſogar die Konkurrenz der Zuchthäusler aushalten 
muß (Hört! Bravo!), zum Sklaven (lebhafter Bei- 
fall), zum Sklaven eben jener großen Geſchäfte, 
die jetzt den ganzen Vortheil, welcher dem Hand- 
werker zukäme, in ihre Taſche ſteckten (Beifall) 
und ſich größtentheils in den Händen eben jener 
Herren Fortſchrittsleute befänden, oder was daſſelbe 
ſei, in den Händen der Juden; denn die Fort- 
ſchrittspartei ſei eben durch und durch verjudet, ja 
die Fortſchrittspartei ſei geradezu die Judenpartei! 
(Beifall und Widerſpruch. Verſchiedene Rufe. 
Erneuter Beifall und Ziſchen. Ruf: Der Jude 
iſt gerade ſo gut wie der Chriſt. Lärm und Tumult, 
der ſich nur allmälig legt.) Redner fährt endlich 
fort: Nicht beſſer ſei der Beamte daran. Er 
wolle nicht dem Leichtſinne der Offiziere das Wort 
reden, aber auch der dürftige Beamte könne leicht 
in die Lage kommen, von ſo einem Juden (Ruf: 
Warum nicht auch vom Chriſten? Heiterkeit) einige 
hundert Mark zu borgen und dann beim Verfall⸗ 
tage von ſo einem angeblichen Fortſchrittler auf 
das Unbarmherzigſte verfolgt, wohl gar zum Selbſtmord 
getrieben werden. Redner erblickt namentlich aber in 
dem Eindringen des fortſchrittlich-jüdiſchen Elements 
in den Richterſtand einen großen Uebelſtand 
(Zuſtimmung). In der Provinz Brandenburg ſeien 
bereits über 50 Proz. der Richter Juden (Bewegung). 
Nicht weniger ſtänden, um das gleich hier zu erwäh- 
nen, auch die Stadtverordneten Ver⸗ 
ſammlungen gar vieler Städte völlig unter 
dem Banne eines ſolchen verjudeten Ringes der Fort⸗ 
ſchrittspartei. Dieſe Ringe müßten vor allem ge- 
ſprengt werden (Lebhafter Beifall!). Selbſt der 
am ſolideſten fundirte Stand unſers Staates, die 
Landwirthe, hätten in Folge der Geſetze, 
welche die Fortſchrittspartei zu Ungunſten des im- 
mobilen und zu Gunſten des mobilen Beſitzes er- 
laſſen hätten, ſich des Eindringens jener Elemente 
nicht mehr erwehren können. Redner exemplifizirt, 
beiläufig allerdings ſehr unglücklich, auf die im 
Randower Kreiſe liegende Herrſchaft Stolzenburg. 
Das größte Unglück aber ſei, daß die Geſetze, welche 
unter dem Einfluſſe der Fortſchrittspartei erlaſſen ſeien, 
es der Börse geſtattet hätten, ihre jetzige Stellung 
einzunehmen. Die Börſe ſei jetzt geradezu ein na⸗ 
tlonales Unglück. (Lebhafter Beifall.) Das ſei 
die Hochſchule für alle Kniffe; und damit komme 
er auf die üblen geſchäftlichen Uſancen, die ſich unter 
dem Einfluſſe dieſer angeblichen Fortſchrittler her⸗ 

t haben. Dort lerne man die Nah- 


72 elverfälſchungen, den Betrug, wohl gar 


den Meineid als nichts Schlechtes betrachten. 
(Hört!) Es wäre ſchon jo weit, daß der Abg. 
Virchow von einem Manne, der achtmal wegen 
Markenverfälſchung verurtheilt ſei, im Reichstage 
zu ſagen gewagt habe: „das ſeien geſchäftliche 
Uſancen!“ (Hört! Oho! Ruf: Virchow iſt doch 
gut! Heiterkeit!) Es komme hinzu, daß reelle 
Geſchäfte auf der Börſe kaum noch gemacht wür⸗ 
den. Das Ganze ſei ein Differenzgeſchäft und 
müßte ebenſo wie das Hazardſpiel verboten werden. 
(Beifall.) Er wünſche, daß, um dieſem Uebel ab- 
zuhelfen, eine recht tüchtige Börſenſteuer komme, 
eine Kouponſteuer, namentlich auch für ausländiſche 
Papiere, damit nicht wieder Berliner Banquiers 
auf eine franzöſiſche Anleihe zeichneten, die nur 
gegen Deutſchland gemünzt ſei. (Hört!) Er 
wünſche auch eine tüchtige progreſſive Einkommen- 
ſteuer. (Ruf: Sozialdemokrat!) Es ſei doch auf 
das Höchſte auffallend, daß aus dieſer Schule der 
Börſe heraus mehr betrügeriſche Bankerotte bei den 
fortſchrittlichen Juden vorkämen, als bei allen Chri- 
ſten zuſammen. Darum ſei es die höchſte Zeit, 
gegen dieſe Uebelftände, welche die Fortſchrittspartei 
geſchaffen, Front zu machen. Auch in Stettin habe 
ſich ein „ſoztaler Reichsvereln“ gebildet, 
um dieſem bisherigen Unweſen gegenüber zu treten. 
Er bitte, demſelben zum Schutze der deutſchen Na⸗ 
tionalität recht zahlreich beizutreten und ſchließt mit 
einem Hoch auf Se. Majeftät den Kaiſer und 
Bismarck. 

Die Verſammlung ftimmte lebhaft in den 
Ruf ein. Es ſtellt ſich indeſſen heraus, daß irgend 
ein Individuum den Hut nicht dabei abgenommen 
hat. Darüber entſteht ein großer, geradezu der 
Beſchrelbung ſpottender Tumult. Die Rufe: „Hut 
ab!“ Raus!“ durchfliegen den Saal. Es entſteht 
um die Stelle ein förmlicher Knäuel. Die ent- 
fernter Sitzenden ſteigen auf die Stühle. Was 
eigentlich geſchieht, iſt in dem Gedränge nicht zu 
ſehen, man ſleht nur einen Hut durch die Luft 
fliegen. Die Aufregung erneuert ſich immer wie— 
der und es wird ſchließlich die Sitzung auf 10 
Minuten vertagt, während welcher Zeit Zettel 
herumgereicht werden, auf welche ſich Alle, die dem 
ſoztalen Reichsverein beitreten wollen, einzeichnen 
können. 

Nach Wiederaufnahme der Verſammlung ver⸗ 
lieſt Dr. Henrici zunächſt das Programm der neuen 
ſozialen Reichspartei. Redner verwahrt ſich dabei 
zwar ausdrücklich, daß ſein Auftreten kein Wahl- 
manöver ſein ſolle. Das vorgeleſene Programm 
fordert unter Anderem Schutzzölle, Frie- 
den mit Rom, ſtrengſte Zenſur der 
Theater, ſowie der neuerſcheinen⸗ 
den Literatur, Abſchaffung der 


Freizügigkeit, Verſtaatlichung der 


um den Zwiſchenhandel oder, wie Dr. 
Henrici erklärt, „um den Kornjuden“ loszuwerden 
u. ſ. w., kurz und gut, jo viel, was alles ver⸗ 
ſtaatlicht werden ſoll, daß es in Vielem nicht nur 
bis marckiſcher als Bismarck ſelbſt, ſondern auch 
unzweifelhaft entſchie den reaktionär, in 
vielem Andern aber dem Programm der Chriſtlich⸗ 
Sozialen wörtlich abgeſchrieben iſt. Eine bejon- 
dere Ausführlichkeit erfreut ſich übrigens die Schule, 
man merkt daran ſofort, daß es ein Schulmeiſter 
iſt, der daſſelbe entworfen. Trotz der Verſicherung 
des Redners, es mit keinem Wahlmanöver zu 
thun zu haben, ſchien die Verſammlung doch 
durch die Verleſung des Programmes etwas 
ſtutzig geworden. Einzelne Stellen fanden aber 
immer nur vereinzelten Beifall. Wir kommen 
ohne Zweifel noch darauf zurück. Eine lebhaftere 
Bewegung kam erſt wieder in die Verſammlung, 
als Dr. Henrici die „Neue Stettiner Zeitung“ we⸗ 
gen des allerdings ganz ungehörigen Artikels an- 
griff, in welchem fie ohne den mindeſten thatſäch⸗ 
lichen Anhalt den Brand der Neuſtettiner Synagoge 
dem Dr. Henrici und ſeinen Anhängern in die 
Schuhe hatte ſchieben wollen. Das genannte 
Blatt half dadurch ſeinen Gegnern zu einem großen 
Triumphe; unter dem ſtürmiſchen Beifall und zwar 
diesmal wohl der ganzen Verſammlung, — we— 
nigſtens ertönte jetzt auch nicht ein vereinzelter 
Wiverfprud mehr —, konnte der Redner dieſe 
Anſchuldigungen auf das Energiſchſte zurückweiſen. 
Die Verſammlung brach in ein Hoch auf ihn aus, 
der, dieſe Gelegenheit benutzend, die Verſammlung 
ſchloß, ohne daß nun noch alſo die zuerſt ange- 
gekündigte Diskuſſion ſtattfinden konnte. Es giebt 
eben im politiſchen Leben nichts Gefährlicheres, als 
einen ungeſchickten Angriff; leider iſt es übrigens 
nicht das erſte Mal, daß der „Neuen Stettiner 
Zeitung“ die erſte Aufwallung mit der Ueberlegung 
davon gelaufen iſt. 

Wir haben uns bemüht, den Verlauf der 
Verſammlung jo objektiv als möglich. zu ſchildern; 
Niemandem zu Luſt, noch zu Leide. Wir behalten 
uns aber vor, darauf zurückzukommen. 

— Angeſichts der vielen Klagen über die 
Höhe der monatlichen Brennmaterialkoſten in der 
Küche ſind auf den Berliner Gasanſtalten Verſuche 
mit ſogenannten Gaskochapparaten angeſtellt worden. 
Das Reſultat iſt ein ebenſo wichtiges wie intereſ⸗ 
ſantes. In Folge der größeren und gleichmäßigen 
Hitze, ſowie in Hinſicht darauf, daß man beim 
Gas das Feuer nach Belieben beſchränken kann, 
muß ſowohl an Zeit als auch an Geld eine ſehr 
bedeutende Erſparniß entſtehen, der vollſtändigen 
Reinlichkeit und Geruchloſigkeit zu geſchweigen. Die 
nachſtehenden Beiſpiele illuſtriren die Vortheile: 
1 Liter Waſſer kocht innerhalb 5 Minuten, Ver- 
brauch 40 Liter Gas für 2; Pf. Ein Huhn 
von ½ Kilo Gewicht bratet in 20 Minuten gar 
und erfordert 200 Liter Gas für 3 Pf. ½ 
Kilo Kotelettes ſind für denſelben Preis in 5 
Minuten gebraten, 4 Pfd. Rindfleiſch verbrauchen 
800 Liter Gas für 12 Pf., eine vollſtändige 
Mahlzeit: Suppe, Gemüſe, Braten, Kartoffeln für 
5—6 Perſonen erfordert für 10 Pf. Gas. Es 
wäre daher im Intereſſe der Bevölkerung ſehr zu 
wünſchen, daß ſich das Kochen mit Gas mehr 
verbreitete, da dadurch ſehr bedeutende Erſparungen 
erzielt werden würden. 


— Geſtohlen wurden: Ende vorigen Mo- 
nats aus einer Küche des Hauſes Grabow, 
Breiteſtraße 29, mehrere ſilberne und neuſilberne 
Löffel, am 4. d. Mts. aus einer unverſchloſſenen 
Mädchenkammer Frauenſtr. 42 verſchiedene Gar- 
derobenſtücke im Werthe von 21 Mark, und aus 
einem mittelſt Nachſchlüſſels geöffneten Stalle auf 
dem Grundſtück Zabelsdorferſtr. 33 ein kupferner 
Keſſel. 

— Eine in der Grabenſtraße zu Grabow 
wohnhafte Frau P. machte vorgeſtern ihrem Leben 
durch Erhängen auf dem Heuboden des Hauſes ein 
vorſchnelles Ende. Langwierige Krankheit ſcheint 
das Motiv zur unglücklichen That geweſen zu ſein. 


— Bei Zabelsdorf gerieth geſtern Nach- 
mittag eine Strohmiete in Brand und wurde 
vollſtändig durch das Feuer zerſtört. Man ver- 
muthet, daß dieſelbe muthwilliger Weiſe in Brand 
geſteckt iſt. 

++ Tempelburg, 5. April. In unſerer Nach- 
barſtadt Märkiſch-Friedland iſt geſtern die bereits 
beerdigt geweſene Leiche eines noch nicht ſchulpflich— 
tig geweſenen Kindes, welches plötzlich verſtarb, 
wieder aufgegraben und ſezirt worden. Der zu 
dem Behufe zugezogene Kreisphyſikus hat Vergif⸗ 
tung als Todesurſache vorgefunden und ſoll, wie 
verlautet, die Unterſuchung eingeleitet ſein. 

& Bütow, 5. April. Die 23 Jahr alte 
Marie Goſtomsky, gebürtig aus Klonczen bei Bü⸗ 
tow, zuletzt in Hygendorf im Dienſt geweſen, iſt 
neulich von der Ortepolizei in Klonczen verhaftet 
und der hieſigen Polizei übergeben worden. Die- 
ſelbe iſt verdächtig, einem von ihr neugeborenen 
Kinde das Leben genommen zu haben. Bei der 
ärztlichen Unterſuchung ſoll dieſelbe zwar geſtanden 
haben, das todtgeborene Kind auf dem Hygendor⸗ 
fer Kirchhofe vergraben zu haben, es fehlen hierzu 
aber noch die nöthigen Beweiſe. Die Verhöre 
ſollen baldigſt vorgenommen werden und wird als⸗ 
dann mehr Licht in die Sache kommen. 


§ Zempelburg, 5. April. In der Nacht von 
geſtern auf heute iſt in dem Bureau des könig⸗ 
lichen Steueramtes hier, welches ſich auf dem lin⸗ 


ken Flügel des hieſigen königlichen Amtsgerichts⸗ 


gebäudes beſindet, ein äußerſt frecher Diebſtahl ver 


übt worden. Die Diebe, jedenfalls ſehr rafſinirter 


Art, ſollen zunächſt von einem nahen Gaſthauſe letzteren Richtung die Feuchtigkeit nicht auf- ſelben find aber noch nicht hinreichend 


eine Krippe, ſtiegen von dieſer auf das ziemlich 


Pech beſtrichenes Stück Papier auf eine Scheibe, 
die geräuſchlos zerbrach und ſtiegen unbemerkt ein. 
Aufgeſchloſſen wurde (man frägt ſtaunend, auf 
welche Weiſe ?) zunächſt das Sicherheitsſpind, aus 


welchen etwa 700 Mark freiliegende Gelder ge⸗ 


raubt wurden, dann die Tiſchſchublade, in welcher 
des Einnehmers Gehalt, in einen blauen Leine- 
wandbeutel gehüllt, unverſehrt liegen blieb. Die 
Kaſſe ſelbſt, die jedenfalls den Dieben ſehr große 
Hoffnung gemacht, wurde aus dem Spinde geho⸗ 
ben und durch das Fenſter in's Freie geſchleppt, 
und zwar hinter einer Scheune; dieſelbe ſcheint 
genau revidirt worden zu ſein; ſie war aber leer 
und deshalb wurde ſie von den Meiſtern wieder 
verſchloſſen und unverſehrt liegen gelaſſen. Der 
Diebſtahl ſcheint erſt in der 2 Morgenſtunde ver- 
übt worden zu ſein, weil der betreffende Beamte 
bis ſpät in die Nacht hinein im Bureau gearbeitet 
hat. Die Eindringlinge müſſen offenbar ganz vor⸗ 
zügliche Inſtrumente bei ſich geführt haben und 
machten ſich außerdem noch den Spaß, die Bu- 
reaulampe, die fie muthmaßlich während ihrer Ar- 
beit angezündet, ausgelöſcht draußen auf der 
Schwelle des Gerichtsgebäudes zu plaziren. Die 
Unterſuchung iſt im Gange. Nach dem Gauner- 
ſtreiche dürften nun wohl die betreffenden Fenſter 
auch mit Eiſengittern verſehen werden, die ihnen 
bis jetzt fehlten. 


Kunſt und Literatur. 


Frankfurt a. M. Die erſte Nummer 
der „Ausſtellungs⸗Zeitung“, welche während der 
Allgemeinen deutſchen Patent- und Muſterſchutz⸗ 
Ausſtellung herausgegeben wird, iſt ſoeben erſchie⸗ 
nen. Dieſelbe iſt von dem Ingenieur Franz Graf 
redigirt und bringt auf 10 Seiten einen reichen 
Inhalt. Der Leitartikel, wenn man ſo ſagen darf, 
enthält eine Darlegung des angeſtrebten Zweckes 
des Unternehmens, während in einem 2. Artikel 
eine überſichtliche Beſchreibung der hauptſächlichſten 
Ausſtellungsbauten Platz gefunden hat. Ein bei- 
gegebener Situationsplan dient dieſem zur beſſeren 
Erläuterung. An dritter Stelle werden „die Er⸗ 
findungspatente, ihr Werth und ihre Verwerthung“ 
von fachkundiger Feder behandelt. Den Schluß 
bilden kleinere Mittheilungen gemiſchten Inhalts. 
Die zweite Nummer der Zeitung wird kurz vor 
Oſtern erſcheinen, während vom 1 Mai ab wö⸗ 
chentlich zwei Nummern vorgeſehen ſind. Der 
Abonnementspreis beträgt für die ganze Dauer des 
Erſcheinens, alſo für etwa 46 Nummern 7,50 
Mark. 


Vermiſchtes. 

— Der König von Italien empfing dieſer 
Tage den Kapitän Celſo Ceſare Moreno, welcher 
Briefe feines Herrn und Königs Kalakaua aus 
Hawaii (Sandwichs-Inſeln) überbrachte, die den 
italieniſchen Herrſcher der größten Freundſchaft fei- 
nes europäiſchen Kollegen in höchſt naiver Weiſe 
verſichern, indem auf die enorme Entfernung der 
beiden Reiche von einander, als auf das beſte 
Mittel, den Frieden zu erhalten, hingewieſen wird. 
Der Geſandte des Sandwichs-Königs hat eine 
höchſt abenteuerliche Vergangenheit hinter ſich. Das 
Licht der Welt erblickte Moreno in Italien, und 
zwar in Dogliani, Provinz Mondovi (Piemont). 
Frühzeitig ausgewandert, heirathete er die Tochter 
des Sultans von Sumatra und beantragte kurz 
darauf bei Viktor Emanuel die Beſitznahme jener 
reichen, jetzt Holland zugehörigen Inſel. Später 
tauchte Moreno wieder auf in Kalifornien, welches 
ihn zum Abgeordneten im Kongreß der Vereinigten 
Staaten wählte. Als ſolcher brachte er das ſeinen 
Namen „Moreno-Bill“ tragende Geſetz gegen den 
Sklavenhandel mit ſchwarzen Kindern durch. Zu 
jener Zeit begründete er eine Dampferlinie zwiſchen 
China und Amerika. Zuletzt begegnete man ihm 
plötzlich als Minifterpräfidenten des Königs Ka⸗ 
lakaua. Aber auch dieſe Stellung war keine 
dauernde. Nach feinem Sturze ſchickte ihn der 
König als Begleiter feiner Söhne auf eine Studien 
reiſe nach Europa, auf der er ſich gegenwärtig in 
Rom befindet. Moreno iſt Ueberbringer von Brie- 
fen feines Souveräns an König Humbert, an Ga- 
ribaldi, an Papſt Leo XIII., an den Fürſten Bis- 
marck und an eine große Anzahl anderer berühmter 
Männer Europa's. 

— (Ein 92jähriger Bräutigam.) Aus Köln 
wird unter dem 2. April geſchrieben: Ein 92jäh⸗ 
riger Veteran aus den Freiheitskriegen, Herr Cle 
mens, an der Großen Spitzengaſſe, gehört unftrei- 
tig zu denjenigen, welche das Joch der Ehe ſüß 
gefunden haben, ſonſt würde er heute Vormittag 
nicht zum dritten, oder wie ſogar behauptet wird, 
zum vierten Male einer Vertreterin des zarten Ge⸗ 
ſchlechts, einer Wittwe von mehr als 70 Jahren, 
die Hand zum ehelichen Bunde gereicht haben. Die 
Bruſt mit vier Orden geſchmückt, fuhr der muthige 
Veteran, begleitet von den Hoch- und Hurrahrufen 
feiner Nachbarſchaft, nach dem Standesamte. Laute 
Rufe empfingen das Paar, als es zurückkehrte. 

— (Faulen des Holzes.) Das Faulen des 
Holzes in der Erde ſucht man meiſtens durch Ver⸗ 
kohlen der Oberfläche deſſelben zu verhüten. Jetzt 
wird behauptet, daß es genüge, das Holz — Pi- 
loten, Pfoſten, Stöcke c. — gegen den Wuchs 
in die Erde zu bringen, daß alſo das obere Ende 
des Stammes zu unterſt, daß Wurzelende zu oberſt 
zu ſtehen komme. Holz von demſelben Eichen- 
ſtamme ſoll, in natürlicher Richtung eingegraben, 
binnen zwölf Jahren verfault fein, in entgegenge- 
ſetzter Richtung aber keine Veränderung erlitten 
haben. Es ſcheint, daß die Haargefäße in der 


ſaugen. 


Handelsbericht. 


Berlin, 4. April. (Bericht über Butter 
und Eier von J. Bergſon und Alfred Orgler.) 

Die Hoffnungen, welche man auf den Bedarf 
zum Oſterfeſte geſetzt hatte, ſcheinen ſich nicht reali- 
firen zu wollen. Die noch immer ziemlich kalte 
Witterung verzögert den Beginn der Feldarbeiten 
und verweiſt die Landleute mit ihren Produkten 
auf die Stadtmärkte. Dieſes beeinträchtigt den 
Verkauf von Faßbutter und wir haben wiederum 
von einer recht ſtillen Woche zu berichten. Für 
den Export hat ſich die Stimmung etwas gebeſſert; 
vorwöchentliche Preiſe für feinſte Holſteiner und 
Mecklenburger Marken konnten ſich nicht nur be- 
haupten, ſondern beliebte Brände fanden ſogar 
zu 5 M. erhöhten Preiſen gute Abnahme. Mittel- 
ſorten brachten es nicht zu belangreichen Umſätzen. 
Käufer blieben zurückhaltend, da fie billigere Noti- 
rungen erwarten. Von geringer Waare blieb 
Backbutter des Froſtes wegen etwas lebhafter ge- 
fragt, trotzdem die zahlreichen Offerten in Mar- 
garinbutter in ſcharfe Konkurrenz treten. 

Es notiren ab Verſandtorte: Feine und 
feinſte Holſteiner und Mecklenburger 115—125 
M., Mittel- 95— 110 M., oſt- und weſtpreußiſche 
Gutsbutter 110— 120 M., pommerſche Land⸗ — 
M., pommerſche Pächterbutter 100 M., Litthauer 
90 M., Netzbrücher 90 M., Thüringer 95—110 
M., heſſiſche 95 — 110 M., baieriſche Land- — M., 
baieriſche Sennbutter 102 —105 M., ſchleſiſche 
90—95 M., ſchleſiſche feine und feinſte — M., 
ungariſche 85 M., galiziſche 87 M., polniſche 95 
M. per 50 Kilo. Letztere 3 Sorten franko hier. 

Bei mäßigen Umſätzen und ziemlich feſter 
Stimmung wurde an der Eierbörſe vom 31. v. 
M. mit M. 2,85 per Schock verkauft. Bet mä⸗ 
ßigen Umfjägen und etwas matterer Stimmung 
ſtellte ſich heute Preis auf M. 2,80 per Schock. 

Detailpreis 3 M. per Schock. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Hamburg, 6. April. In der heutigen Sipung 
der Bürgerſchaft wurde der Antrag des Senates, 
betreffend die Wahl von Vertrauens männern, be- 
hufs Berathung der Zollanſchluß-Angelegenheit nach 
kurzer Debatte angenommen. Gewählt wurden 
hierauf Handelskammer⸗Präſident Lutteroth, Sloman, 
Strack, Robinow, M. Hinrichſen, Cremer, Bren- 
nereibeſizer Peters, Richter und Otto. Letztere 
Beiden, welche der Linken angehören, lehnten die 
Annahme der Wahl ab, weil die von ihrer Partei 
ſelbſt aufgeſtellten Kandidaten durchgefallen waren. 
Bei der fortgeſetzten Wahlhandlung wurden Dan- 
nenberg und Schäfer gewählt. 

Bremen, 6. April. Die Bürgerſchaft hat 
heute dem Antrage des Senats entſprechend einen 
Vertrauens ausſchuß von zwölf Mitgliedern nieder⸗ 
geſetzt, welcher mit dem Senat gemeinſchaftlich die 
Freihafenfrage erörtern und einem von der Bürger- 
ſchaft beſonders aufgetragenen Kommiſſorium ge⸗ 
mäß die Bedingungen, unter denen der Anſchluß 
an den Zollverein überhaupt möglich iſt, ermitteln 
und feſtſtellen ſoll. 

München, 6. April. Die zweite Kammer 
hat den Antrag Hafenbrädl's auf Abſchaffung des 
fiebenten Schuljahres in namentlicher Abſtimmung 
mit 77 gegen 62 Stimmen angenommen; die 
Linke ſtimmte geſchloſſen gegen die Rechte. 

Paris 6. März. Das große Theater in 
Montpellier iſt heute Morgen 1 Uhr nach einer 
Vorſtellung des „Hamlet“ bis auf die Mauern 
abgebrannt. Ein Unglücksfall iſt dobei nicht vor⸗ 
gekommen. 

Paris, 6. April. Oberſt Brugere, Ordon⸗ 
nanzoffizier des Präſtdenten der Republik iſt heute 
abgereift, um das Kommando über die Artillerie 
bei dem für die militäriſchen Operationen an der 
tuneſiſchen Grenze beſtimmten Korps zu über- 
nehmen. 

Viele tuneſiſche Unterthanen haben Tunis ver⸗ 
laſſen und ſich zu den Krumirs begeben. 

Eine von einem Händler in Tunis an die 
Krumirs abgeſandte Kiſte mit Flintenkugeln im 
Gewichte von 150 Kilogramm iſt von der Ver⸗ 
waltung der tuneſiſchen Eiſenbahn mit Beſchlag be⸗ 
legt worden. 

Paris, 6. April. 
meldet: 

Im franzöſiſchen Lager wird heute eine aus 
drei tuneſiſchen Generalen beſtehende Miſſion er- 
wartet. 

London, 6. April. Im Befinden Lord Bea⸗ 
consfield’S, der eine ziemlich gute Nacht hatte, iſt 
eine nicht unerhebliche Beſſerung eingetreten. 

Petersburg, 6. April. Der Prinz und die 
Prinzeſſin Wilhelm von Baden haben heute Mit- 
tag ihre Rückreiſe angetreten. 

Die Verhandlungen in dem Prozeſſe gegen 
die am Attentate vom 13. v. Mts. Betheiligten 
beginnen morgen. 

Konſtantinopel, 6. April. Ein aus allen 
hieſigen Banquiers beſtehendes Komitee zur Unter- 
flügung der Nothleidenden auf Chios erläßt eine 
Aufforderung von Subſkriptionen. 

Smyrna, 6. April. Die Erderſchütterungen 
auf Chios dauern noch in der hefteſten Weiſe 
fort und vollenden das Zerſtörungswerk; unter 
den Trümmern befinden ſich noch viele Verwundete 
ohne Hilfe, die Bevölkerung lagert auf den Fried- 
höfen. Die Mannſchaften des Türkiſchen und des 
Franzöſiſchen Stationeſchiffes leiſten vorzügliche 
Dienſte, ihre Anzahl iſt aber nicht genügend. Ein 
großer Theil der Garniſon von Smyrna begiebt 
ſich zur Forträumung der Trümmer nach Chtos. 
Von allen Seiten gehen Unterſtützungen ein, die⸗ 
für die 


Aus Algier wird ge- 


große Zahl der Nothleidenden. 


Ani 


